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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der 

Abg. Höchtl und Genossen vom 5. Juni 1990, 

Zl. 5606/J-NR/1990 "einheitliche Telefonge­

bühren für die Gemeinde Preßbaum" 

Ihre Fragen 

S5211AB 
1990 -07- 1 9 

zu 56061J 

"Sind Sie bereit, die Fernmeldegebührenordnung dahingehend zu 

ändern, daß für Bewohner einer Gemeinde die gleichen Telefon­

gebühren zur Anwendung kommen, gleichgültig an welche Orts­

ämter die Teilnehmer dieser Gemeinde angeschlossen sind?" 

"Werden Sie dem Nationalrat eine diesbezügliche Regierungs­

vorlage zuleiten?" 

"Wenn nein, warum nicht?" 

darf ich wie folgt beantworten: 

Wie in der ersten Anfragebeantwortung (Nr.4932/J vom 13. März 

1990) bereits festgestellt wurde, sind für die Einstufung von 

Telefongesprächen in eine Tarifzone objektive, insbesondere 

fernmeldetechnische Gegebenheiten maßgeblich. 

Wenn - was fallweise auf Großgemeinden wie Preßbaum zutrifft 

- Gebietsteile einer solchen Gemeinde an Vermittlungsstellen 

angeschlossen werden müssen, die in verschiedenen Netz­

gruppenbereichen liegen, ist bei den gegenwärtigen techni-
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schen Möglichkeiten eine Gleichschaltung der Vergebuhrung zum 

Ortstarif für die in Rede stehenden Fälle nicht realisierbar. 

Eine Gleichschaltung der Vergebührung zum Ortstarif im gegen­

ständlichen Fall wird erst - wie in der ersten Anfragebeant­

wortung bereits erwähnt - das in Einführung befindliche digi­

tale rechnergesteuerte Telefonsystem eröffnen. 

Demnach kann die Regelung des § 13 Abs. 4 der Fernmeldege­

bührenordnung nicht als Ursache der unterschiedlichen Verge­

bührung gesehen werden, sondern ist diese Regelung vielmehr 

das Ergebnis der augenblicklichen technischen Gegebenheiten. 

Die allfällige Einbringung einer Regierungsvorlage im Sinne 

der Anfrage wäre daher erst dann reell, wenn auch die techni­

schen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für ihre Verwirk­

lichung gegeben sind. 
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